
 
 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Schweizerisches Bundesarchiv BAR 
Abteilung Informationszugang 
Dienst Historische Analysen 
 
 
 

 

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

––– Vernehmlassungsverfahren 1960 - 1991 
Forschungsprojekt  

 

Az:   633-XY 

Datum:  20.12.2012 

Autor:   Nadja Ackermann 

   
  



 
 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Schweizerisches Bundesarchiv BAR 
Abteilung Informationszugang 
Dienst Historische Analysen 
 
 

 

 
2/30 

 

barriere-frei-Bericht-Vernehmlassungen-Website-V1-1 / 633-XY Projekt: Vernehmlassungsverfahren 

Inhaltsverzeichnis  
 
 
 

1 Einleitung 3 

2 Quellen 4 

2.1 Bundesblatt .............................................................................................................. 4 
2.2 Rechtliche Grundlagen ............................................................................................. 4 

3 Vernehmlassungspraxis 7 

4 Aktenlage 9 

5 Auswertungen 9 

6 Ausblick 11 

7 Bibliografie 12 

8 Quellenanhang 14 

8.1 Teilrevision der Bundesverfassung vom 6. Juli 1947 .............................................. 14 
8.2 Richtlinien des Bundesamtes für Industrie, Gewerbe und Arbeit (BIGA) ................ 15 
8.3 Richtlinien des Bundesrates von 1970 ................................................................... 23 
8.4 Merkblatt der Bundeskanzlei über das Vernehmlassungsverfahren vom 9.7.1974 . 29 
8.5 Aufnahme des Artikels 147 in die Bundesverfassung 1991 .................................... 30 
8.6 Bundes Gesetz über das Vernehmlassungsverfahren (VIG) (SR 172.061) ............ 30 
8.7 Verordnung über das Vernehmlassungsverfahren (VIV) (SR 172.061.1) ............... 30 

  



 
 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Schweizerisches Bundesarchiv BAR 
Abteilung Informationszugang 
Dienst Historische Analysen 
 
 

 

 
3/30 

 

barriere-frei-Bericht-Vernehmlassungen-Website-V1-1 / 633-XY Projekt: Vernehmlassungsverfahren 

1 Einleitung 
Mit der vorliegenden Übersicht stellt das Schweizerische Bundesarchiv Interessierten ein Recherche- 
und Auswertungsmittel für Forschungen im Bereich Vernehmlassungen / Gesetzgebung zur Verfü-
gung. Die Übersicht enthält Metadaten zu über 500 Vernehmlassungen zwischen 1960 bis 1991 und 
gibt Hinweise auf relevante Unterlagen in den Archivbeständen. Sie schliesst an die von der Bundes-
kanzlei geführte Vernehmlassungsübersicht ab 1992 an.  
 
Vernehmlassungen1 spielen eine wichtige Rolle im Vorverfahren der Gesetzgebung. Entwürfe zu Ver-
fassungsänderungen, grundlegenden Gesetzesbestimmungen, referendumspflichtige völkerrechtliche 
Verträge und andere Vorhaben von grosser Tragweite werden Kantonen, Parteien, gesamtschweize-
rischen Dachverbänden der Gemeinden, Städte und Berggebiete sowie der Wirtschaft und fallweise 
weiteren interessierten Kreisen zur Stellungnahme vorgelegt. Auch wer nicht zur Vernehmlassung 
eingeladen ist, kann sich zu einer Vorlage äussern. Die Antworten werden gewichtet und ausgewertet 
und in einem Bericht zusammengefasst.  
 
Aus zeithistorischer und politikwissenschaftlicher Perspektive ist es von grossem Interesse, zu erfor-
schen, in welchen Fällen welche Kreise zu einer Vernehmlassung eingeladen werden, wie die Antwor-
ten der Vernehmlassungsteilnehmer ausgewertet werden oder welche Stellungnahmen wie in den 
Gesetzesentwurf einfliessen. Fragen, die sich dabei stellen und die bisher kaum im Fokus wissen-
schaftlicher Analysen standen, sind etwa: Wie hat sich das Verfahren über die Zeit verändert? Nimmt 
die Anzahl Vernehmlassungen mit der Zeit zu? Hat sich der Kreis der berücksichtigten Interessen-
gruppen mit der Zeit vergrössert? Wie fliessen die Antworten der unterschiedlichen Interessengruppen 
in die Berichte ein? Dient das Vernehmlassungsverfahren als Möglichkeit für die Verwaltung, Exper-
tenwissen mit einzubeziehen, oder lässt sich die politikwissenschaftliche These bestätigen, dass die 
vorparlamentarische Inklusion dem Konsensgedanken folgt und mithilft, Referenden zu vermeiden?  
 
Obwohl die vorparlamentarische Phase im Gesetzgebungsprozess als Schlüsselphase im Entschei-
dungsprozess betrachtet wird2, gibt es bis heute kaum wissenschaftliche Untersuchungen zu Ver-
nehmlassungen.3 Zwar gibt es eine Reihe von qualitativen Fallstudien zu einzelnen Gesetzgebungs-
prozessen4, in denen auch die Vernehmlassung behandelt wird, die wenigen systematischen, quanti-
tativen Vergleiche jedoch sind veraltet.5 Der Kontrast zwischen zugeschriebener Bedeutung und man-
gelnder Analyse von Vernehmlassungen hat mitunter auch mit der Datenverfügbarkeit zu tun. Zwar 
sind alle Vernehmlassungen ab 1992 mit Titel, dem zuständigem Departement und der Vernehmlas-
sungsfrist und ab 2000 zusätzlich mit einer Verknüpfung zu PDF-Dokumenten zur Eröffnung und Er-
gebnis des Verfahrens dokumentiert und auf der Website der Bundeskanzlei einsehbar6. Vor 1992 
lassen sich Informationen aber nur sehr spärlich und unvollständig finden. Um die Wirkung von Ver-
änderungen in der politischen Kultur oder in den juristischen Rahmenbedingungen auf das Vernehm-
lassungsverfahren zu untersuchen, braucht es eine längere Zeitperiode.  
 
Mit der Idee des mittelfristigen Ausbaus des Online-Angebotes oder zumindest der Sammlung der 
zentralen Daten zu Vernehmlassungen vor 1992 gelangte ein Forschungsteam aus der Année Politi-
                                                      
1 Im Folgenden wird ‚Vernehmlassung‘ als Synonym für ‚Vernehmlassungsverfahren‘ verwendet. 
2 Vgl. z.B. Kriesi 1980; Sciarini 2006. 
3 Vgl. Bibliographie im Anhang. 
4 Vgl. z.B. Blaser 2003. 
5 So stammen die Untersuchungen von Guggenheim aus dem Jahr 1978 und jene von Poitry aus dem Jahr 1989. 
6 http://www.admin.ch/dokumentation/gesetz/pc/index.html?lang=de (20.12.2012) 

http://www.admin.ch/bundesrecht/pc/index.html?lang=de
http://www.admin.ch/dokumentation/gesetz/pc/index.html?lang=de
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que Suisse (APS) im Frühjahr 2012 an das Bundesarchiv (BAR). Daraus ist ein vom BAR finanziertes 
Projekt erwachsen. Ergebnis dieses Projekts ist eine „Metadatenbank“ (in den Formaten Excel und 
PDF), die Metadaten zu über 500 Vernehmlassungen zwischen 1960 bis 1991 enthält, wobei ab 1970 
mit hoher Wahrscheinlichkeit von einer Vollständigkeit ausgegangen werden kann. Diese „Metadaten-
bank“ kann der Forschung als erste Ausgangsbasis für vertiefte Analysen dienen. Sie unterstützt fer-
ner die Recherche nach Dossiers über spezifische Gesetzgebungsprozesse (inkl. Vernehmlassun-
gen).  

2 Quellen 

2.1 Bundesblatt 
Um einen Überblick über die im Zeitraum 1960 bis 1991 abgeschlossenen Vernehmlassungsverfahren 
zu gewinnen, wurde das online verfügbare Bundesblatt (BBl) verwendet.7 Eine Volltextsuche im Bun-
desblatt ergab, dass die Einleitung von Vernehmlassungsverfahren jeweils unter der Rubrik „Be-
kanntmachungen der Departemente und Abteilungen“ publiziert wurde. Unter dem Titel „Vernehmlas-
sungsverfahren“ wurde über das für das Verfahren zuständige Departement, den Titel der Vernehm-
lassung sowie das Ende der Vernehmlassungsfrist informiert. Nicht ersichtlich waren im Bundesblatt 
der Beginn der Vernehmlassung, das federführende Amt und die angeschriebenen Adressaten. Das 
systematische Durchgehen des Bundesblattes ab 1960 bis 1991 legte die Vermutung nahe, dass Ver-
nehmlassungen erst seit ca. 1970 in diesem Publikationsorgan bekannt gemacht werden.  

     
Abbildung 1: Beispiel aus dem Bundesblatt 1975, Band I, Heft 11, Seite 926. 

 

2.2 Rechtliche Grundlagen 
 
Durch die Volksabstimmung vom 6. Juli 1947 erhielt der Artikel 32 der Bundesverfassung eine Be-

                                                      
7 http://www.bar.admin.ch/archivgut/00945/index.html?lang=de (20.12.2012) 
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stimmung, wonach Kantone und zuständige Organisationen der Wirtschaft vor Erlass der Ausfüh-
rungsgesetze zu den Wirtschaftsartikeln 31a, 31b Abs. 2, 31c und 31d der Bundesverfassung anzuhö-
ren sind.8 Die Einleitung eines Vernehmlassungsverfahrens auf Gesetzes- und Verfassungsstufe be-
durfte der jeweiligen Ermächtigung durch den Bundesrat. Im Jahre 1970 erliess der Bundesrat in Re-
aktion auf verschiedene parlamentarische Vorstösse, welche eine klarere Regelung der Vernehmlas-
sung forderten, die ‚Richtlinie über das Verfahren der Gesetzgebung‘, in der einerseits die bisherige 
Praxis festgeschrieben und andererseits der Anwendungsbereich der Vernehmlassungen ausgeweitet 
wurde (BBl 1970 I, Heft. Nr. 21, S. 993). Mit der Aufnahme des Artikels 147 altBV erhielt das Ver-
nehmlassungsverfahren 1991 schliesslich eine explizite Verankerung in der Bundesverfassung. In 
diesem Zusammenhang wurde auch eine Verordnung über das Vernehmlassungsverfahren (AS 1991 
S. 1632 und AS 1996 S. 1651) erlassen. Diese Verordnung wurde 2005 durch das Bundesgesetz über 
das Vernehmlassungsverfahren (VIG) und die Verordnung über das Vernehmlassungsverfahren (VIV) 
ersetzt.  
 
Diese knappe Übersicht macht deutlich, dass das Vernehmlassungsverfahren erst in jüngster Vergan-
genheit detailliert und auf Gesetzesstufe geregelt worden ist. Bis 1970 war lediglich in einem Verfas-
sungsartikel festgehalten, dass Vernehmlassungen in gewissen Fällen vorgenommen werden müs-
sen. Das genaue Verfahren, das Wie und Wer wurde jedoch dem Ermessen der Verwaltung überlas-
sen. Diese Tatsache erschwerte das Erstellen einer Übersichtsliste und kann zugleich eine mögliche 
Erklärung dafür sein, dass gegenwärtig nur Vernehmlassungen ab 1992, d.h. nach der Aufnahme des 
Artikels 147 altBV bzw. der Verordnung über das Vernehmlassungsverfahren im Jahr 1991, online zu-
gänglich und dabei erst ab 2000 Dokumente wie Publikation, Botschaft des Bundesrates und Erlass-
entwurf verlinkt sind.9 
  

                                                      
8 Siehe das Überblicksschema auf Seite 4. 
9 Vgl. z.B: http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/ind2000.html (20.12.2012) 



 
 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Schweizerisches Bundesarchiv BAR 
Abteilung Informationszugang 
Dienst Historische Analysen 
 
 

 

 
6/30 

 

barriere-frei-Bericht-Vernehmlassungen-Website-V1-1 / 633-XY Projekt: Vernehmlassungsverfahren 

 
Abbildung 2: Gesetzliche Grundlagen des Vernehmlassungsverfahrens 
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3 Vernehmlassungspraxis 
Die Abklärungen haben ergeben, dass es keine vorgegebenen, verbindlichen Listen mit den anzu-
schreibenden Kreisen gab.10 Die Adressaten wurden von den zuständigen Departementen von Fall zu 
Fall selber festgelegt. Zweitens zeigte sich, dass die Bekanntmachung der Vernehmlassungen im 
Bundesblatt erst ab dem 1. Januar 1973 systematisch erfolgte, wie aus einer schriftlichen Beantwor-
tung des Postulats Augsburger11 und einem Schreiben der BK an die Frauenbefreiungsbewegung Zü-
rich zu entnehmen ist: : „Im Übrigen wird jede Liste der eingeleiteten Vernehmlassungsverfahren je-
den Monat in der letzten Nummer des Bundesblattes veröffentlicht.“12 Bundeskanzler K. Huber hatte 
bereits 1972 versucht, die Publikation im Bundesblatt unter der Hand einzuführen.13  
 
Weiter konnte in diesen Akten ein Kreisschreiben der Bundeskanzlei vom 2. Oktober 1969 an die De-
partemente gefunden werden. Darin bat die Bundeskanzlei die Departemente, Listen der hängigen 
und geplanten Vernehmlassungen zu erstellen. Dies war eine Reaktion auf eine aus verschiedenen 
Kreisen stammende Kritik an der unglücklichen Verteilung der Vernehmlassungen über das Jahr hin-
weg. Die Bundeskanzlei begann deshalb auf der Basis des Beschlusses der Generalsekretärenkonfe-
renz vom 26.9.1969 ab dem Jahr 1970 eine jährlich erscheinende Liste der durchgeführten bzw. noch 
hängigen Verfahren zu erstellen.14 Diese Liste wurde den Departementen, dem Bundesrat und den 
Geschäftsprüfungskommissionen übergeben.15 In der Tat konnten solche Listen zunächst für die Jah-
re 1970 bis 1981 gefunden werden.16 Sie enthalten nebst dem Titel und dem zuständigen Departe-
ment auch den Beginn der Vernehmlassungsfrist sowie Angaben zu den angeschriebenen Kreisen. 
 
Offensichtlich war es für die Bundeskanzlei schwierig, sich einen vollständigen Überblick über die 
Vernehmlassungen zu verschaffen. Teilweise gab es Vernehmlassungen, deren Einleitung im Bun-
desblatt bekanntgemacht wurden, die jedoch dann nicht auf der Liste der Bundeskanzlei erschienen. 
Immerhin gelang es der Bundeskanzlei seit 1970 mit den Listen etwas mehr Ordnung in das Ver-
nehmlassungsverfahren zu bringen. Dies hiess indessen nicht, dass sie seit diesem Zeitpunkt eine 
umfassende Koordinationsrolle einnahm. Die Departemente schienen ihre unterschiedliche Praktiken 
weiterzuführen waren nicht ohne Weiteres bereit, sich an die geltenden Regelungen zu halten.  
 

                                                      
10 Eine online Archivplansuche ergab, dass sich im Bestand der Bundeskanzlei drei Dossiers mit dem Titel „Vernehmlassungsverfahren, 
Vorverfahren“ befinden. Diese Dossiers enthalten unter anderem auch Schreiben an die Bundeskanzlei aus dem Zeitraum 1973-1976, in 
denen politische Parteien sowie Organisationen aus Wirtschaft und Gesellschaft um Aufnahme in den Adressatenkreis des Vernehmlas-
sungsverfahrens bitten. Die Antworten der Bundeskanzlei gaben wertvolle Informationen über die Vernehmlassungspraxis, vgl. die Dos-
siers: E1010B#1986/151#541*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfahren, 1968 – 1972; E1010B#1986/151#542*, Ak-
tenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfahren, 1973 – 1976 und E1010B#1986/151#543*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlas-
sungsverfahren, Vorverfahren, 1977 – 1981. 
11 E1010B#1986/151#542*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfahren, 1973 – 1976. 
12 E1010B#1986/151#542*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfahren, 1973 – 1976. 
13 E1010B#1986/151#541*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfahren, 1968 – 1972. 
14 E1010B#1986/151#541*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfahren, 1968 – 1972. 
15 E1010B#1986/151#542*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfahren, 1973 – 1976. 
16 E1010B#1986/151#541*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfahren, 1968 – 1972; E1010B#1986/151#542*, Akten-
zeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfahren, 1973 – 1976 und E1010B#1986/151#543*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlas-
sungsverfahren, Vorverfahren, 1977 – 1981. 
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Abbildung 3: Beispiel einer Liste der eingeleiteten Vernehmlassungsverfahren für das Jahr 1973, in: E1010B#1986/151#542*. 

Die vollständige Erhebung der Vernehmlassungen vor 1970 stellte sich als unmöglich heraus, da die-
se Vernehmlassungen weder in den Listen der BK noch im Bundesblatt vermerkt waren. Aus den un-
tersuchten Akten der Bundeskanzlei ging jedoch hervor, dass die Einleitung eines Vernehmlassungs-
verfahrens ab Gesetzesstufe jeweils der Ermächtigung des Bundesrates bedurfte. Das zuständige 
Departement hatte einen Antrag auf Ermächtigung zur Einleitung des Vernehmlassungsverfahrens an 
den Bundesrat zu stellen. Diese Praxis wurde im Übrigen auch in der Richtlinie von 1970 in Art. 11 fi-
xiert. Weiter wurde ein Merkblatt über das Vernehmlassungsverfahren vom 9. Juli 1974 gefunden, 
welches die Pflicht der Departemente wiederholte, eine Ermächtigung des Bundesrates bei Vernehm-
lassungen auf Verfassungs- oder Gesetzesstufe einzuholen.17 
 
In der Absicht, die Liste mit den Vernehmlassungen vor 1970 zu ergänzen, wurden die Beschlusspro-
tokolle des Bundesrats überprüft.18 Es konnten so 22 Ermächtigungen zur Einleitung von Vernehm-
lassungsverfahren identifiziert werden.19 Es ist jedoch zu bezweifeln, dass diese alle durchgeführten 
Vernehmlassungen in den 60er Jahren miteinschliessen, wenn man davon ausgeht, dass pro Jahr im 
Schnitt 15 bis 50 Vernehmlassungen durchgeführt wurden.20  
 

                                                      
17 E1010B#1986/151#542*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfahren, 1973 – 1976. 
18 E1004.1* Bundesrat: Beschlussprotokolle (1848-1996), 1848-1996, Ablieferung: 1000/00009 Bundeskanzlei (Bern) (1848-1995),  Bundes-
rat: Beschlussprotokolle (1848-1996), 1848 – 1996. 
19 Es zeigte sich, dass die Indices der Register zu den Beschlussprotokollen für die Jahre 1961, 1964 und 1967 Einträge unter dem Stichwort 
„Vernehmlassung“ enthalten, Für die übrigen Jahre fehlen solche Einträge. Es war daher notwendig, die ganzen Register systematisch 
durchzusehen. 
20 Mündliche Auskunft von Hans-Urs Wili, Sektion Politische Rechte der Bundeskanzlei. 
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4 Aktenlage 
 
Für den Zeitraum 1970-1979 enthält die „Metadatenbank“ Hinweise zu relevanten Unterlagen zu den 
einzelnen Vernehmlassungen.21 Dort, wo der Nachweis möglich war, sind insbesondere folgende Do-
kumente verzeichnet:  

1. Kreisschreiben an die Adressaten des Vernehmlassungsverfahrens  
2. Listen der Vernehmlassungsadressaten  
3. Antworten der Vernehmlassungsadressaten  
4. Botschaft des Bundesrat  
5. Varia wie z.B. Antrag der Departemente an den Bundesrat für die Ermächtigung zur 
Einleitung des Vernehmlassungsverfahrens.  

 
Die Erhebung der Aktenlage hat gezeigt, dass die Aktenlage nicht in allen Departementen gleich gut 
ist. So sind etwa im EVD und im EJPD die eingeleiteten Vernehmlassungsverfahren gut nachgewie-
sen, während im EMD und im EFD grössere Lücken vorhanden sind.  
 

5 Auswertungen 
Aufgrund der „Metadatenbank“ wurden beispielhaft einige Quantifizierungen vorgenommen, die einen 
ersten Eindruck über die mengenmässige Verteilung der Vernehmlassungsverfahren auf die Jahre, 
die Departemente und die verschiedenen Gesetzesstufen ermöglichen. Diese Zahlen wurden dann 
mit den spärlichen Angaben aus der Literatur verglichen:  
 

1. Poitry22 zählte zwischen 1971 und 1976 total 69 Vernehmlassungsverfahren.23 Seine Anga-
ben beruhen auf Informationen der Bundeskanzlei.24 Poitry weist allerdings nicht aus, ob sei-
ne Liste Vernehmlassungen aller Gesetzesstufen enthält. Die aus dem BAR-Projekt resultie-
rende Metaliste umfasst während desselben Zeitraumes total 166 Verfahren, wovon 75 Ver-
nehmlassungen auf Gesetzesstufe sind. Selbst wenn Poitry also lediglich Vernehmlassungen 
auf Gesetzesstufe berücksichtigte, liegt seine Zahl unter der umfassenderen Metaliste.  

 
2. Guggenheim bezieht sich auf die auch für die „Metadatenbank“ verwendeten Listen der Bun-

deskanzlei, beschränkt sich jedoch auf die Verfassungs- und Gesetzesstufe. Er verzeichnet 
103 zwischen dem 6.5.1970 eingeleiteten und vor dem 1.1.1977 abgeschlossene Vernehm-
lassungsverfahren – darunter 23 auf Verfassungs- und 80 auf Gesetzesstufe.25 Diese Zahlen 
stimmen praktisch mit den Angaben in der Metadatenbank überein: Im selben Zeitraum finden 
sich hier 104 Vernehmlassungen, wobei 22 auf Verfassungsstufe- und 82 auf Gesetzesstufe 
fallen.  

                                                      
21 Weil die Daten erst ab 1970 als vollständig erachtet werden können, wurde auf die systematische Erhebung der Aktenlage zwischen 

1960-1969 verzichtet. Die Obergrenze der Aktensichtung war durch die Schutzfristbestimmung gegeben. 
22 Poitry, Alain-Valéry, La fonction d'ordre de l'État. Analyse des mécanismes et des déterminants sélectifs dans le processus législatif suis-
se, Bern 1989 
23 Ebd.: S. 230. 
24 Ebd.: S. 170.  
25 Guggenheim, Georges, Das Vernehmlassungsverfahren im Bund : eine statistische Untersuchung 1970-1976, Zürich 1978, S. 42. 
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3. Der Vergleich mit den Angaben von Jeremias Blaser26, welche identisch sind mit jenen von 

Martin Zogg27 ergab eine hohe Übereinstimmung ab 1975 mit leidglich marginalen Abwei-
chungen (vgl. nachfolgende Tabelle). Grössere Differenzen bestehen für die Jahre 1971, 1973 
und 1974. Ein Grund dafür könnte sein, dass die Bundeskanzlei nicht nur Listen über die tat-
sächlich durchgeführten Vernehmlassungen pro Jahr geführt hat, sondern dass sie halbjähr-
lich eine Liste mit vorgesehenen Vernehmlassungen erstellte, welche die Vernehmlassungs-
adressaten über zukünftige Anhörungen orientieren sollte. Unter den auf dieser Liste angege-
benen Vernehmlassungen konnten sich jedoch auch solche befinden, die schliesslich gar 
nicht durchgeführt wurden. Möglicherweise stammen Blasers Angaben von diesen Listen und 
enthalten deshalb mehr Vernehmlassungen als die definitiven Listen Ende Jahr, auf welchen 
die Metadatenbank basiert.  

 
 

Jahr 
Anzahl Vernehmlassungen 

Metadatenbank Angaben aus  
M. Zogg / J. Blaser 

Differenz 

1970 29 29 0 
1971 31 38 -7 
1972 37 37 0 
1973 27 39 -12 
1974 27 32 -5 
1975 22 21 1 
1976 22 25 -3 
1977 28 26 2 
1978 39 39 0 
1979 27 26 1 
1980 29 30 -1 
1981 20 20 0 
1982 21 20 1 
1983 31 32 -1 
1984 22 19 3 
1985 21 20 1 
1986 16 15 1 
1987 16 13 3 
1988 16 14 2 
1989 17 16 1 
1990 17 17 0 
1991 27 22 5 

  
  

                                                      
26 Blaser, Jeremias, Das Vernehmlassungsverfahren in der Schweiz. Organisation, Entwicklung und aktuelle Situation, Opladen 2003, S. 427. 
27 Zogg, Martin, Das Vernehmlassungsverfahren im Bund, Bern 1988, S. 87. 
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6 Ausblick 
Das hier beschriebene Projekt mündet in einer Metadatenbank auf der Basis einer Excel-Tabelle, wel-
che die Vernehmlassungen für den Zeitraum 1970 bis 1991 vollständig erfasst und für den Zeitraum 
1970-1979 Angaben zum Quellenbestand im Bundesarchiv (BAR) enthält. Für die Jahre 1980-1991 
sind vereinzelt Hinweise auf Dossiers vermerkt. Das in diesem Schlussbericht beschriebene Projekt ist 
mit dem Erstellen dieser Datenbank abgeschlossen. Die Datenbank sollte auf der Website des Bun-
desarchivs publiziert werden und idealerweise mit den Angeboten der Bundeskanzlei verlinkt sein. Sie 
kann so zu einer wichtigen Quelle werden für die interessierte Öffentlichkeit und die Forschung. Sie 
bietet eine erste Anlaufstelle für eingehendere Recherchen spezifischer Gesetzgebungsprozesse. Mit 
ihrer Hilfe können rasch die wichtigsten Dokumente lokalisiert und im Bundesarchiv angefragt werden. 
Sie bildet aber auch Grundlage für eine systematische quantitative Analyse. Eine solche kann nun 
erstmals auf einer gesicherten Datenlage vorgenommen werden. Freilich braucht es für ausführlichere 
Analysen, die etwa auch die Berücksichtigung der Adressaten, deren Einfluss auf die Gesetzgebung 
oder den Umgang der Verwaltung mit der vorparlamentarischen Einbindungsmöglichkeit zum Ziel ha-
ben könnten, weiteres Aktenstudium und die entsprechenden Forschungsressourcen. Die Suche nach 
den entsprechenden Akten wird aber durch die Metadatenbank enorm erleichtert.  
Die Datenbank dürfte in dieser Form also ihren Zweck erfüllen. Es bieten sich drei mögliche Ergän-
zungen an: 
Erstens bietet sich ein longitudinaler Ausbau der Datenbank an. Wünschenswert wäre eine Vervoll-
ständigung für die Jahre 1960 bis 1969. Wie bereits erwähnt (2.3 Schritt III), ist dafür ein intensives 
Quellenstudium der Akten der Departemente nötig, da für diesen Zeitraum weder Listen geführt noch 
Mitteilungen im Bundesblatt veröffentlicht wurden. Einen ersten Anhaltspunkt könnten dabei die Gene-
ralsekretariate der Departemente bilden, da anzunehmen ist, dass diese über die Einleitung einer 
Vernehmlassung informiert waren. Ebenfalls könnten Pressemitteilungen Hinweise auf Vernehmlas-
sungsverfahren liefern. Mindestens so aufwändig aber ebenfalls anstrebenswert wäre eine ähnlich 
geartete Erhebung aller Vernehmlassungsverfahren von 1947 bis 1960 und evtl. sogar vorher.  
Zweitens sollte die Datenbank mit der Aktenlage für die Jahre ab 1980 ergänzt werden. Hier könnte 
sukzessiv Jahr für Jahr vorgegangen werden, analog zur Freigabe der Dossiers von der dreissigjähri-
gen Schutzfrist. Alternativ könnte in einem grösseren Projekt die Aufhebung der Schutzfristen bean-
tragt werden, um die Datenbank für die Jahre 1980 bis 1991 zu ergänzen.  
Drittens wäre zu klären, ob die Metadatenbank so erweitert werden soll, dass sie an die im Internet 
zugängliche Liste der Bundeskanzlei mit den Vernehmlassungen ab 1992 anschlussfähig würde. Dies 
würde bedeuten, dass die gefundenen Dokumente wie Kreisschreiben und Adressatenlisten digitali-
siert und dem Nutzer der Datenbank verfügbar gemacht werden. In diesem Zusammenhang könnte 
auch das Angebot der Bundeskanzlei systematisiert werden, sind doch dort die wichtigsten Dokumen-
te (z.B. Bericht, Begleitschreiben, Adressatenliste, Fragebogen und Antworten) nicht für alle Vernehm-
lassungen (und Jahre) erhältlich.  
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8 Quellenanhang 

8.1 Teilrevision der Bundesverfassung vom 6. Juli 1947 
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8.2 Richtlinien des Bundesamtes für Industrie, Gewerbe und 
Arbeit (BIGA)28 

 
  

                                                      
28 Fotografien aus dem Bestand des Bundesarchivs: E1010B#1986/151#541*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorverfah-
ren, 1968 – 1972. 
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8.3 Richtlinien des Bundesrates von 197029 

 
  

                                                      
29 Bundesblatt 1970, Band 1, Heft 21, Seite 993-998 
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8.4 Merkblatt der Bundeskanzlei über das Vernehmlassungs-
verfahren vom 9.7.197430 

 
  

                                                      
30 Fotografie aus dem Bestand des Bundesarchivs: E1010B#1986/151#542*, Aktenzeichen 310.1, Vernehmlassungsverfahren, Vorver-
fahren, 1973 – 1976. 
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8.5 Aufnahme des Artikels 147 in die Bundesverfassung 1991 

 
8.6 Bundes Gesetz über das Vernehmlassungsverfahren (VIG) 

(SR 172.061)  
Vgl. http://www.admin.ch/ch/d/sr/1/172.061.de.pdf  

8.7 Verordnung über das Vernehmlassungsverfahren (VIV) (SR 
172.061.1) 

Vgl. http://www.admin.ch/ch/d/sr/1/172.061.1.de.pdf  

http://www.admin.ch/ch/d/sr/1/172.061.de.pdf
http://www.admin.ch/ch/d/sr/1/172.061.1.de.pdf
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